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Liebe Redakteure,

am Dienstag, den 13. Juni 2017 verkündet der BGH ein Urteil zur

Gebührenpolitik der Banken und Sparkassen. 

Um was es geht, können Sie auf der Homepage des BGH herunterladen:

http://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Termine/DE/Termine/XIZR260.html?n
n=6128288

Es ist diesem Mail beigefügt.

Die ARD wird zum Urteil an diesem Tag (13.6.2017) im Mittagsjournal zwischen

13.00 und 14.00 Uhr einen Kurzbericht ausstrahlen. Dr. Rainer Gottwald vom

Bürgerforum Landsberg wurde dazu um eine Stellungnahme gebeten.

Möglicherweise werden wegen der Kürze der Sendung nicht alle Redebeiträge

gebracht. Daher sind hier in Stichworten seine Thesen angeführt:

1. Der Preis des Geldes ist der Zins

In den 70er und 80er Jahren wurde Studenten des Fachs Bankbetriebslehre als

eisernes Dogma verkündet: "Der Preis des Geldes ist der Zins". Je nach der

Wirtschaftslage der Bank oder Sparkasse konnte der Zinssatz für Kreditzinsen

als Einnahmen der Bank oder der Zinssatz der Sparerzinsen als Ausgaben der

Bank variiert werden. Die Marge zwischen den beiden Zinsarten ist der

Betrag, mit dem die Bank arbeiten konnte. Mit diesem Grundsatz war eine

große Transparenz verbunden. Der Kunde konnte für seine Geldanlage die

Bank mit den höchsten Sparzinsen und bei Krediten die Bank mit den

niedrigsten Darlehenszinsen aussuchen. Missmanagement, das notwendigerweise

zu hohen Kreditzinsen bzw. niedrigen Sparzinsen führte, war sofort entlarvt.

Diese klare Transparenz war allen Banken ein Dorn im Auge. Nachdem ein

Geldschein ja nicht durch irgendwelche Maßnahmen ("Grünes Band") aufgewertet

werden kann - das wäre strafbare Geldfälschung - kam Anfang der 90er Jahre

ein findiger Banker auf die Idee, die Kostenrechnung auf Bankgeschäfte

anzuwenden. Die Mitarbeiter, die Filialen, die Geldautomaten, die

EDV-Abteilung usw. wurden zu Kostenträgern und entsprechend bewertet. Auf

diese Weise wurden Kontoführungsgebühren und Überweisungsgebühren

eingeführt. Die Banken und Sparkassen wurde daher - wie gewollt - wieder

intransparent.

Da Gebührenerhöhung technisch gesehen problemlos sind und auch kein

sonstiger Aufwand entsteht, sind die Einnahmen daraus komplett dem Gewinn

hinzuzufügen.

Begründung für Erhöhung:

2.1. Niedrigzinsphase

Dieses Argument ist falsch. Die Bank lebt von der Differenz zwischen

Kreditzinsen (Einnahmen) und Guthabenzinsen (Ausgaben). Die Differenz

(Saldo) ist bei jeder Bank/Sparkasse in den letzten vier Jahren in etwa

gleich geblieben. Zusätzlich sind die Provisionserträge gestiegen.

Problematisch sind die Personalkosten (steigen erheblich), die

Rückstellungen für Sparkassenvorstände und die Steuern.

2.2. Negativzinsen

Der Sparkassenverband gab Anfang 2017 bekannt, dass rund 800 Mio. Euro von

den Banken/Sparkassen an die Europäische Zentralbank gezahlt werden mussten.

Diese Nachricht stellte sich als Fake-News heraus. Denn: Die

Banken/Sparkassen müssen ein Mindestguthaben bei der EZB unterhalten, nur

der darüber hinausgeht, wird mit einem Negativzins belegt. Die meisten

Banken haben ein Zinsmanagement, das verhindert, dass die Guthaben bei der

EZB über das Mindestguthaben ansteigen. Es handelt sich um Missmanagement,

wenn dies trotzdem geschieht.

3. Einschaltung des Verwaltungsrats bei Gebührenerhöhung?

Die Sparkasse hat zwei Organe: Den Sparkassenvorstand (Exekutive) und den

Verwaltungsrat (Richtlinien der Geschäftspolitik). Gebührenerhöhungen

gehören zum strategischen Teil des Bankenwesens. Eine Erhöhung muss daher

vom Verwaltungsrat beschlossen werden. Dieser entscheidet mehrheitlich, der

Sparkassenvorstand hat kein Stimmrecht. Bei den Sparkassen muss der

Verwaltungsrat zu 2/3 aus der Kommunalpolitik bestehen (Landräte,

Bürgermeister, Stadt- und Gemeinderäte). Das bedeutet, dass die

Kommunalpolitik die Gebühren beschlossen hat.

Schlussbemerkung: Alle Aussagen können belegt werden. Sie werden daher

gebeten, in Ihre Berichterstattung die o.a. Tatsachen einfließen zu lassen.

Herzlichen Dank

Ihr

Dr. Rainer Gottwald
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